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Fachliche Weisung zu § 1 a   AsylbLG 

  
Anspruchseinschränkung

1. Grundsatz

Nach dieser Vorschrift sind Leistungsberechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 und ihren Familienangehörigen nach § 1 Abs. 1 Nr. 6,

1. die sich in den Geltungsbereich dieses Gesetzes begeben haben, um Leistungen zu erlangen, oder

2. bei denen aus von ihnen zu vertretenden Gründen aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können,

nur die im Einzelfall nach den Umständen unabweisbar gebotenen Leistungen zu gewähren.

Der Gesetzgeber sieht in diesem Zusammenhang nicht eine vollständige Leistungsversagung, sondern ausdrücklich eine Anspruchseinschränkung vor. Mithin darf bei der Leistungsgewährung die Grenze dessen, was im Einzelfall nach den Umständen unabweisbar geboten ist, nicht unterschritten werden. 

2. Betroffener Personenkreis

Unter Ziffer 1 wurde eine an § 23 Abs. 3 SGB XII orientierte Regelung ins Gesetz aufgenommen. Der Anspruch des/der Leistungsberechtigten ist dann einzuschränken, wenn der Zweck, Leistungen nach dem AsylbLG zu erlangen, seinen/ihren Einreiseentschluss geprägt hat. Für eine solche Feststellung hat der Leistungsträger alle Umstände des Einzelfalles vollständig zu erforschen. Sollte die Einreise des Ausländers/der Ausländerin auf verschiedenen Motiven beruhen, muss festgestellt werden, welche Gründe für den Einreiseentschluss in besonderer Weise bedeutsam gewesen sind.

In den Bereich unter Ziffer 2 fallen Leistungsberechtigte, deren Aufenthalt aus von ihnen zu vertretenden Gründen nicht beendet werden kann. Dies gilt beispielsweise, wenn sie eine vorgesehene Abschiebung vereiteln oder offensichtlich falsche Angaben zur Person oder Staatsangehörigkeit machen und damit aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können. Das alleinige Fehlen der Mitwirkung bei der Passbeschaffung führt nicht zu einer Leistungseinschränkung nach § 1a, sondern zu einem Ausschluss der Leistungen nach § 2 Abs. 1.

Die Bestimmung kann nach ihrem Wortlaut nur auf Leistungsberechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 angewandt werden, d.h.

· Ausländer mit einer Duldung sowie 

· sonstige vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer (z.B. mit einer Grenzübertrittsbescheinigung)

Auf Familienangehörige (§ 1 Abs. 1 Nr. 6) ist § 1a nur anwendbar, sofern sich deren aufenthaltsrechtlicher Status von dem des Ehegatten, Lebenspartners oder Elternteils ableitet, sie keinen eigenen Aufenthaltsstatus im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 besitzen und in ihrer Person ebenfalls den Tatbestand nach § 1a erfüllen. Minderjährige Kinder ohne eigenständigen Aufenthaltsstatus, d. h. die mit im Aufenthaltsstatus eines Elternteils aufgenommen wurden, müssen sich das ggf. missbräuchliche Verhalten dieses Elternteils zurechnen lassen. Das bedeutet, dass in diesen Fällen eine Leistungseinschränkung auch für diese Kinder umzusetzen ist.

Generell ist keine Anspruchsbeschränkung vorzunehmen in Fällen, bei denen der Vollzug der Abschiebung konkret nicht in Aussicht steht oder es an der gesetzlich verlangten Kausalität mangelt. Hierzu gehören insbesondere die Fälle:

· in denen aufgrund eines Erlasses des Senators für Inneres und Sport aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können

· in denen Reiseunfähigkeit aufgrund einer Erkrankung vorliegt.

· Asylbewerber während des laufenden Asylverfahrens

· Asylsuchende im Flughafenverfahren

· Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 23 Abs. 1, 24, 25 Abs. 4, Abs. 4a oder Abs.5 Aufenthaltsgesetz (AufenthG)

· Asylfolge- und Zweitantragsteller

· Leistungsberechtigte nach § 2 

Zunächst muss geprüft werden, ob einer der beiden Tatbestände des § 1a (Einreise zum Zweck des Erhalts von Leistungen nach dem AsylbLG und/oder selbst zu vertretende Abschiebungshindernisse) vorliegt. 

Kein Tatbestand der "Um-Zu-Einreise" gemäß § 1a Nr. 1 liegt z. B. vor, wenn

· der prägende Fluchtgrund Krieg und/oder die Angst um Leib, Leben oder Freiheit war, auch wenn kein Asylantrag gestellt oder dieser abgelehnt wurde (vgl. § 30 Abs. 2 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG)).

· in Deutschland ein konkretes Arbeitsangebot vorlag und mit der Arbeitserlaubnis gerechnet werden konnte.
· im Herkunftsland die ökonomische Existenz nachhaltig auch für die Zukunft sichergestellt war.
· Gründe wie der Nachzug zu engen Familienangehörigen (Ehepartner) die Einreise maßgeblich geprägt haben (vgl. § 30 Abs. 2 AsylVfG).
Kein Tatbestand nach § 1a Nr. 2 liegt z. B. vor, wenn 

· der/die Ausländer/in zwar durch sein/ihr Verhalten (etwa fehlende Mitwirkung bei der Passbeschaffung) eine Abschiebung verhindert, diese jedoch auch im Falle seiner/ihrer Mitwirkung nicht möglich oder nicht zulässig wäre, weil neben dem fehlenden Reisedokument noch ein weiteres Abschiebehindernis (faktischer Abschiebestopp, Erlasslage, gesundheitliche Gründe etc) vorliegt. 

· ein/e Ausländer/in sich lediglich weigert, freiwillig auszureisen, obwohl ihm/ihr dies möglich und auch zumutbar wäre. § 1a Nr. 2 spricht von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen (durch die Ausländerbehörde), nicht von verweigerter freiwilliger Ausreise.

· ein/e Ausländer/in kein gültiges Reisedokument besitzt. Maßgeblich für eine Leistungseinschränkung ist, dass 

a) das fehlende Reisedokument das einzige Abschiebehindernis ist, 

b) mit dem Reisedokument derzeit eine Abschiebung möglich und zulässig wäre, und 

c) der/die Ausländer/in in zumutbarer Weise ein Reisedokument beschaffen könnte, das aber nicht tut. 

· die Ausländerbehörde dem/der Ausländer/in nicht schriftlich mitgeteilt hat, welche ganz konkreten Mitwirkungshandlungen und Nachweise sie von ihm/ihr zur Beschaffung von Reisedokumenten erwartet, ihn/sie hierzu unter Fristsetzung aufgefordert hat und mit Reiseerlaubnissen zur Vorsprache bei der Botschaft ausgestattet hat. Nur wenn die vorstehende Form gewahrt wurde und dennoch diesen Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen wird, ist eine Leistungseinschränkung umsetzbar.

· die Ausländerbehörde den Pass eingezogen hat und der/die Ausländer/in sich deshalb bei der Botschaft nicht in der von dort erwarteten Form ausweisen kann, ist dies von ihm/ihr nicht zu vertreten.

· sich Botschaften weigern sich aus politischen Gründen, politisch unliebsamen Antragstellern Einreisedokumente auszustellen. 

· bei zerfallenden Staaten (ehem. Sowjetunion, ehem. Jugoslawien) die Zuordnung des/der Ausländers/in zu einem der Nachfolgestaaten nur schwer möglich oder unmöglich ist.

Der/die Leistungsberechtigte ist vor einer Entscheidung in jedem Fall anzuhören (§ 28 Abs. 1 Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BremVwVfG)). Ziel der Anhörung ist, dem/der Leistungsberechtigten die Möglichkeit einzuräumen, zu dem seitens der Ausländerbehörde mitgeteilten Sachverhalt (siehe dazu Punkt 3) Stellung zu nehmen und ggf. Nachweise für einen Widerlegung oder Entkräftung vorlegen zu können. Das Ergebnis der Anhörung ist zu protokollieren, von dem/der Leistungsberechtigten zu unterzeichnen und das Protokoll dann zur Leistungsakte zu nehmen. Zusätzlich ist ein Vermerk, aus dem die Entscheidungsgründe klar hervorgehen, anzufertigen und zur Akte zu nehmen.

Nehmen Leistungsberechtigte ihr Recht auf Anhörung (§ 28 VwVfG) nicht wahr, so kann dieses Verhalten nicht zu Sanktionen (z. B. Leistungseinschränkung) führen. Es ist dann nach Aktenlage zu entscheiden und die Entscheidung in der Akte zu dokumentieren.

Sollte eine Entscheidung nach Aktenlage nicht möglich sein, ist der/die Leistungsberechtigte schriftlich vorzuladen und zur Mitwirkung aufzufordern. Erst danach kann bei fehlender Mitwirkung eine Sanktionierung erfolgen. Eine Leistungseinschränkung kann als Sanktion nur dann angewandt werden, wenn durch die fehlende Mitwirkung eine mögliche Abschiebung verhindert wird. In anderen Fällen kann als Folge die Nichtgewährung von Leistungen nach § 2 Abs. 1 nach der Frist von 48 Monaten sein.

3. Zusammenarbeit mit der Ausländerbehörde

Um feststellen zu können, ob die Voraussetzungen für eine Leistungseinschränkung gemäß § 1 a vorliegen, wurde mit dem Senator für Inneres und Sport und der Ausländerbehörde folgendes Verfahren vereinbart: 

Die Ausländerbehörde wird in den Fällen, in denen Ausländer eine Duldung nach § 60 a AufenthG besitzen oder somit vollziehbar ausreisepflichtig sind, dem Amt für Soziale Dienste umgehend Umstände bzw. Maßnahmen oder Entscheidungen mitteilen, die darauf schließen lassen, dass der/die Ausländer/Ausländerin eingereist ist, um Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, oder dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen aus von ihm/ihr zu vertretenden Gründen nicht vollzogen werden können. 

Zudem wird die Ausländerbehörde das Amt für Soziale Dienste auch über Umstände, Maßnahmen und Entscheidungen unterrichten, die die Annahme rechtfertigen, dass Gründe für einen Wegfall der Leistungsreduzierung vorliegen, wie beispielsweise die nachträgliche Mitwirkung im Zusammenhang mit der Passbeschaffung oder die Erteilung eines Aufenthaltstitels. Die entsprechende Unterrichtung hat ebenfalls umgehend zu erfolgen. 

Die Mitteilung der Ausländerbehörde beruht auf § 90 Abs. 3 AufenthG. (vgl. Anlage: Erlass des Senators f. Inneres u.a. v. 05.04.2005 zu AsylbLG Mitteilungspflichten)

Soweit dem Amt für Soziale Dienste selbst Hinweise darüber vorliegen, dass bei Leistungsberechtigten die Voraussetzungen für eine Anspruchseinschränkung gegeben sind, soll eine Entscheidung dazu erst nach Rücksprache mit der Ausländerbehörde getroffen werden.

Die Entscheidung darüber, ob die entsprechenden Informationen der Ausländerbehörde zu einer Leistungseinschränkung führen, trifft das Amt für Soziale Dienste (siehe dazu auch Punkt 2).

4. Umfang der im Einzelfall nach den Umständen unabweisbar gebotenen Leistungen

Sobald festgestellt worden ist, dass bei dem/der Leistungsberechtigten die Voraussetzungen für eine Anspruchseinschränkung gegeben sind, ist über das Maß der im Einzelfall nach den Umständen unabweisbar gebotenen Hilfeleistung zu entscheiden. Hier sind im Regelfall Leistungen, die der längerfristigen Versorgung dienen, nicht mehr unabweisbar geboten. Hierzu gehören Leistungen

· zur ergänzenden Versorgung mit Bekleidung,

· zur ergänzenden Versorgung mit Hausrat,

· zur Anmietung eigenen Wohnraums, zum Umzug, zur Renovierung.

Der monatliche Wert der Grundleistungen nach § 3 Abs. 2 vermindert sich dementsprechend um den Anteil, der für Bekleidung vorgesehen ist. Überdies sind Anträge auf einmalige Leistungen für Hausrat abzulehnen. Höhere Unterkunftskosten als bislang sind nicht zu bewilligen; ist ein Umzug unausweichlich erforderlich (z.B. Räumung, Verbleib bei Gastfamilie nicht länger möglich), ist soweit möglich die finanziell günstigste Form für eine Unterbringung zu wählen. Sofern sich dazu kurzfristig keine Möglichkeiten bieten, ist die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft vorzunehmen. 

Nicht mehr unabweisbar geboten sind Leistungen zur Deckung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens (Geldbetrag nach § 3 Abs. 1 Satz 4). Da es sich hierbei um Leistungen handelt, die über eine unabweisbare Grundversorgung (Ernährung, Unterkunft, Heizung, Körperpflege) hinausgehen, bleibt dem/der Berechtigten das Existenznotwendige erhalten. Nur wenn besondere Umstände vorliegen, sind die Barbeträge nur eingeschränkt abzulehnen bzw. zu kürzen. Solche Umstände liegen  z. B. vor, wenn die vollständige Ablehnung die Deckung eines im Einzelfall für die menschenwürdige Lebensführung unabweisbaren existenziellen Bedarfes (Bsp.: zwingend gebotene Aufrechterhaltung des persönlichen Kontaktes eines/einer Berechtigten mit Suizidrisiko zu einer ihm/ihr nahestehenden Person) verhindert.

Liegen die Voraussetzungen zur Leistungseinschränkung vor, ist der Geldbetrag nach § 3 Abs. 1 Satz 4 zu kürzen (€ 40,90/ € 20,45). Dabei sind auch die Familienangehörigen nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 mit einzubeziehen, sofern sich deren aufenthaltsrechtlicher Status von dem des Ehegatten, Lebenspartners oder Elternteils ableitet. Ehegatten, Lebenspartner oder minderjährige Kinder sind jedoch eigenständig zu beurteilen, wenn sie z. B. einen eigenen Asylantrag gestellt oder eine eigene Duldung haben. In diesen Fällen ist für sie einzeln zu prüfen, ob sie persönlich in den Anwendungsbereich des § 1 a fallen.
Die nach § 4 bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt zu erbringenden Leistungen gehören in der Regel zur unabweisbar gebotenen Hilfe. Die Ausgabe von ärztlichen und zahnärztlichen Krankenscheinen bleibt insofern von Einschränkungen nach § 1a unberührt. Ebenso sind die Kosten von stationären Behandlungen als unabweisbar gebotene Hilfen zu übernehmen. Dagegen sind zahnprothetischen Leistungen sowie neu beginnende kieferorthopädische Behandlungen im Regelfall abzulehnende Leistungen.

Sonstige Leistungen nach § 6 Satz 1 sind grundsätzlich abzulehnen, da Leistungen hiernach nur im Wege des Ermessens gewährt werden, was bereits strukturell die Annahme einer unabweisbar gebotenen Hilfeleistung ausschließt. Ausnahmen sind denkbar bei Leistungen, die zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern geboten sind (z. B. zur Aufrechterhaltung des Schulbesuchs von schulpflichtigen Kindern).

Die Kosten für Unterkunft und Heizung sind weiterhin im erforderlichen Umfang zu übernehmen. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 1a Nr. 1 sind die Betroffenen auf eine kurzfristig mögliche Ausreise zu orientieren. Bei Neueingereisten ist daher nur die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft vorzusehen.

In den Fällen nach § 1a Nr. 2 hat es der/die Leistungsberechtigte selbst in der Hand, ob ihm/ihr für die Zukunft (wieder) reguläre Leistungen zu gewähren sind. Dies ist dann der Fall, wenn dem/der Leistungsberechtigten die Position des "Vertretensmüssens" nicht mehr vorgehalten werden kann, es also nicht mehr an ihm/ihr liegt, ob aufenthaltsbeendende Maßnahmen eingeleitet werden können. 

Sofern eine Leistungseinschränkung länger als drei Monate andauert, ist ein zwingend notwendiger Ersatzbedarf (Bsp.: Bekleidung) in Form von Sachleistungen oder Kostenübernahmescheinen zu decken. 

5. Dauer der Leistungseinschränkung

Die nach vorheriger Anhörung des/der Leistungsberechtigten und durch einen schriftlichen begründeten Bescheid verfügte Leistungseinschränkung dauert so lange an, wie der die Einschränkung begründende Tatbestand fortbesteht. Dazu ist es erforderlich, dass nach einem Zeitraum von 3 Monaten nach vollzogener Leistungseinschränkung unter Einbeziehung der Ausländerbehörde überprüft wird, ob die Voraussetzungen weiter vorliegen. Liegen die Voraussetzungen danach unverändert vor, sind im gleichen Rhythmus weitere Überprüfungen vorzunehmen.

Tritt nach der vorgenommenen Leistungseinschränkung eine Änderung der Sachlage dahingehend ein, dass der von dem/der Leistungsberechtigten zu vertretende Grund ihm/ihr nicht mehr zugerechnet werden kann oder kann die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen aufgrund von objektiven Umständen (z. B. Krankheit, Reiseunfähigkeit o.a.) nicht vollzogen werden, ist die Leistungseinschränkung ab dem Zeitpunkt des Eintritts dieser Sachlage zugunsten des/der Leistungsberechtigten wieder aufzuheben und es sind die vollen Leistungen nach §§ 3 ff. zu gewähren.

Notizen
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